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Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 
15. Juni 1990 - Pr OSK 7/90
Im Kassationsverfahren Dr. Rudolf Bahro wird dem Freige­
sprochenen gemäß § 369 StPO dem Grunde nach ein Anspruch 
auf Entschädigung für die in diesem Strafverfahren vollzo­
gene Untersuchungshaft und Freiheitsstrafe zuerkannt.
Begründung:
Das Stadtgericht Berlin verurteilte Dr. Bahro am 30. Juni 1978 
wegen Sammlung, Übermittlung und versuchter Übermitt­
lung von Nachrichten sowie wegen Geheimnisverrats (§§ 98 
Abs. 1 und 2, 245 Abs. 1 StGB) zu acht Jahren Freiheitsstrafe. 
Er befand sich in dieser Strafsache seit dem 23. August 1977

in Untersuchungshaft und wurde am 11. Oktober 1979 aus dem 
Strafvollzug im Zuge einer Amnestie des Staatsrates der DDR 
entlassen.

Am 15. Juni 1990 wurde Dr. Rudolf Bahro durch Kassa­
tionsurteil des Präsidiums des Obersten Gerichts von der Be­
gehung der o. a. Straftat freigesprochen. Gemäß §§ 369 Abs. 1 
und 2, 373 StPO ist dem Freigesprochenen ein Anspruch auf 
Entschädigung für Untersuchungshaft und Freiheitsstrafe zu­
zuerkennen. Ausschließungsgründe gemäß § 372 StPO liegen 
nicht vor.

Der Antrag auf Berechnung der Entschädigung ist inner­
halb von drei Monaten nach Zustellung dieser Entscheidung 
beim Obersten Gericht zu stellen (§376 Abs. 3 StPO).

Vera Wollenberger durch Kassationsurteil des Obersten Gerichts freigesprochen
Urteil des Obersten Gerichts vom 29. Mai 1990 — 3 OSK 20/90.

Das Urteil des Stadtbezirksgerichts Berlin-Lichtenberg vom
28. Januar 1988 - 17 S 2065/88 - wird a u f g e h o b e n .

Die Angeklagte Vera Wollenberger wird f r e i g e s p r o ­
c h e n .

Die im Strafverfahren entstandenen Auslagen trägt der 
Staatshaushalt.

Begründung:
Das Stadtbezirksgericht hat Frau Vera Wollenberger am 
28. Januar 1988 wegen versuchter Beteiligung an einer Zusam­
menrottung (Vergehen gemäß § 217 Abs. 1 und 3 StGB) zu 
einer Freiheitsstrafe in Höhe von sechs Monaten verurteilt.

Dieser Entscheidung liegt im wesentlichen folgender Sach­
verhalt zugrunde: Frau Vera Wollenberger hatte die Ab­
sicht, am 17. Januar 1988 an der Gedenkdemonstration zu 
Ehren von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht teilzuneh­
men — und zwar im Rahmen einer Gruppe von Bürgern, die 
diese Kundgebung „zur öffentlichen Bekanntmachung ihrer 
persönlichen Ziele“ nutzen wollte. In Vorbereitung hierauf 
fertigte sie ein größeres Transparent aus weißem Stoff an, auf 
das sie mit roter Farbe schrieb: „Artikel 27 der Verfassung 
der DDR. Jeder Bürger hat das Recht, seine Meinung frei zu 
äußern.“ Gemeinsam mit einer Freundin wollte sie es im 
Demonstrationszug tragen.

Am Vormittag des 17. Januar 1988 ging sie in Begleitung 
eines Bekannten, der das zusammengerollte Tuch trug, in 
Richtung Frankfurter Tor zu dem vorgesehenen Treffpunkt 
der Gruppe. Die Freundin war nicht gekommen. Bevor sie 
ihr Ziel erreichen konnten, wurden sie festgenommen.

Der Präsident des Obersten Gerichts der DDR hat die Kas­
sation des Urteile zugunsten der Verurteilten beantragt. Es 
wird Verletzung des Gesetzes gerügt und Freispruch erstrebt. 
Das Präsidium des Obersten Gerichts hatte mit Beschluß vom
4. April 1990 die Zulässigkeit dieses Antrags gemäß § 313 
Abs. 3 StPO bejaht. Der Antrag hatte Erfolg.

Mit dem Kassationsantrag wird der vom Stadtbezirksge­
richt festgestellte Sachverhalt nicht angegriffen. Von ihm ist 
in Übereinstimmung mit der Verteidigung auszugehen. Mithin 
können die von der Verteidigung vorgetragenen prozessualen 
Mängel des Verfahrens erster Instanz angesichts des erstreb­
ten Freispruchs unberücksichtigt bleiben. Dies ist auch Anlie­
gen der Verteidigung.

Dem Kassationsantrag ist zuzustimmen, daß sich Frau Wol­
lenberger mit ihrem Verhalten am 17. Januar 1988 weder 
einer Straftat gemäß § 217 StGB noch einer anderen strafba­
ren Handlung schuldig gemacht hat.

Der Tatbestand des § 217 StGB setzt die bewußte Einglie­
derung in eine die öffentliche Ordnung und Sicherheit beein­
trächtigende Ansammlung von Personen voraus. Im Ergebnis 
der getroffenen Feststellungen kann nicht davon ausgegangen 
werden, daß die besagte Ansammlung von Personen eine Stö­
rung oder Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicher­
heit darstellte. Das öffentliche Kundtun persönlicher geisti­
ger, weltanschaulicher oder politischer Haltungen, die der Ver­
fassung nicht entgegenstehen, ist rechtmäßig. Es kann des­
halb die öffentliche Ordnung und Sicherheit grundsätzlich 
auch dann nicht beeinträchtgen, wenn die Themen nicht auf 
den Grundtenor einer Veranstaltung oder Demonstration, bei 
der sie geäußert werden, zugeschnitten sind.

Auch der Inhalt des Transparents war nicht geeignet, be­
einträchtigende Wirkungen auszulösen. Die Losung entsprach

den Grundsätzen der geltenden Verfassung der DDR, indem 
sie Art. 27, wenn auch verkürzt, aber doch in keiner Weise 
entstellend, wiedergab. Die Interessen der Gesellschaft konn­
ten dadurch also nicht geschädigt werden. Diese Absicht hatte 
Frau Wollenberger auch nicht.

Mit dem Kassationsantrag wird nachdrücklich darauf hin­
gewiesen, daß ihr Vorhaben vielmehr davon getragen war, 
Denkansätze zu geben für die weitere demokratische Gestal­
tung der gesellschaftlichen und staatlichen Entwicklungspro­
zesse in der DDR, aufmerksam zu machen auf das zu gewähr­
leistende Recht jedes Bürgers, den Grundsätzen der Verfas­
sung gemäß seine Meinung frei und öffentlich zu äußern. So 
wie in ihrem jahrelangen gesellschaftlichen Wirken stand 
hierbei für sie im Vordergrund der ungehinderte Meinungs­
austausch über Wege zur Wahrung von Interessen der Mensch­
heit, speziell zur Verhinderung eines Kernwaffenkrieges, zur 
gewaltfreien Austragung von Konflikten zwischen den unter­
schiedlichen Gesellschaftsordnungen und zur Erhaltung der 
Natur.

Frau Wollenberger hatte somit nicht mit der Ausführung 
einer Straftat gemäß § 217 Abs. 1 StGB begonnen.

Deshalb war das Urteil des Stadtbezirksgerichts in Über­
einstimmung mit der Auffassung des Vertreters des General- 
staatsanwalts der DDR im Schuld- und Strafausspruch sowie 
in der Auslagenentscheidung aufzuheben und die Angeklagte 
freizusprechen (§§ 321 Abs. 1, 322 Abs. 1 Ziff. 3, 244 Abs. 1 
StPO).

Die Entscheidung über die Auslagen umfaßt alle im In­
stanzverfahren entstandenen und die mit der Durchführung 
des Kassationsverfahrens zusammenhängenden Aufwendun­
gen (§§ 362 Abs. 1, 366 Abs. 1 StPO).
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D er  B an d  en th ä l t  2 8  D o k u m en te  au s  d en  Jah ren  1 9 5 6  u n d  1 9 5 7 ,  
d ie  v o m  E rm it t lu n g sv e rfah ren  b is  zu m  U rte i l  d en  fü r  d ie  d am a l ig e  
p o l i t i s ch e  S i tu a t io n  en th ü l len d en  P ro zeß v e r lau f  g en au  d o k u m en ­
t ie ren .  A ls  E rg än zu n g  au fg en o m m en  w u rd en  e in  F ü h ru n g sb er ich t  
ü b e r  d en  S t ra fg e fan g en en  Jan k a  au s  d em  Jah re  1 9 6 0  so w ie  D o k u ­
m en te  zu m  K assa t io n sp ro zeß  v o m  Jan u a r  1 9 9 0 ,  d e r  d ie  V eru r te i l ­
ten  v o n  jed er  S ch u ld  f re isp rach .

In seinem instruktiven Nachwort weist John Lekschas mit Recht 
darauf hin, daß dieser und andere Prozesse frühe Anzeichen der 
Krise des sozialistischen Systems waren. Die gesammelten Doku­
mente sind, wie es im Vorwort heißt, „authentischer Beleg für den 
Umgang einer sich als sozialistisch bezeichnenden Macht mit pro­
sozialistischen Opponenten, gleichzeitig aber auch Beleg für den 
Kampf zwischen aufrechten Humanisten und einer machtpolitisch 
verkommenen Justiz, und insofern in der Geschichte nicht ohne 
Beispiel“.


